
 
 
 
 
 

 

 

 

Herrn Stadtverordnetenvorsteher 

Oliver Junker 

61118 Bad Vilbel 

         Montag, 21.10.2024 

Sehr geehrter Herr Junker, 

die Fraktionen von CDU und SPD bitten Sie, folgenden Haushaltsantrag auf die Tagesordnung der 

nächsten Stadtverordnetenversammlung zu nehmen: 

Antrag „Finanzielle Förderung für Sozialassistenten und vergleichbare Praktikanten“ 
 
Der Magistrat wird gebeten, Sozialassistentinnen und Sozialassistenten sowie vergleichbaren 
Praktikantinnen und Praktikanten eine monatliche finanzielle Förderung bis zu 500,- EUR zu zahlen, 
wenn sie sich verpflichten, im Anschluss an ihr Praktikum ihre Ausbildung zur staatlich anerkannten 
Erzieherin bzw. zum staatlich anerkannten Erzieher bei der Stadt Bad Vilbel zu absolvieren. Im 
Doppelhaushalt 2025 / 2026 sind dafür jeweils 50.000,- EUR einzustellen. Ein entsprechendes 
Konzept zu den Regelungen der Förderung ist vom Magistrat zu erarbeiten. 
 
Begründung: 
 
Die Einführung einer finanziellen Förderung für Sozialassistentinnen und Sozialassistenten sowie 
vergleichbaren Praktikantinnen und Praktikanten, die sich verpflichten, im Anschluss an ihr Praktikum 
ihre Ausbildung zur staatlich anerkannten Erzieherin bzw. zum staatlich anerkannten Erzieher bei der 
Stadt Bad Vilbel zu absolvieren, ist von großer Bedeutung für die Personalentwicklung und -bindung 
in den städtischen Kindertagesstätten. 
Durch die Gewährung einer finanziellen Förderung sollen Anreize geschaffen werden, damit 
qualifizierte Fachkräfte nach Abschluss ihrer Ausbildung dem Träger treu bleiben und somit 
langfristig zur Stabilität und Qualitätssicherung in den Einrichtungen beitragen. Zudem kann so dem 
Fachkräftemangel entgegengewirkt und die Kontinuität in der Betreuung und Bildung der Kinder 
gewährleistet werden. 
 
Die Investition in die Ausbildung und Bindung von Fachkräften ist eine nachhaltige Maßnahme, die 
sich langfristig positiv auf die kommunalen Kindertageseinrichtungen und die Entwicklung der Kinder 
auswirkt. Die Einführung einer finanziellen Förderung für die genannte Zielgruppe erscheint daher als 
sinnvolle und zielführende Maßnahme. 
Mit freundlichen Grüßen 

Irene Utter, CDU     Mirjam Fuhrmann, SPD  




